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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,

die Landesregierung zu ersuchen

zu berichten,

1. in welchem Umfang die Gedenkstätten zur Erinnerung an die Verbrechen des
Nationalsozialismus in Baden-Württemberg in den Jahren 2010 und 2011 aus
dem Landeshaushalt finanzielle Zuwendungen erhalten haben bzw. erhalten
(über die Landeszentrale für politische Bildung oder andere Kapitel des Lan-
deshaushalts und ggf. andere Stellen);

2. in welchem Umfang die Gedenkstätten zur Erinnerung an die Verbrechen des
Nationalsozialismus in den Jahren 2010 und 2011 über die finanziellen Zuwen-
dungen hinaus durch das Land mit Sachzuwendungen und Personal gefördert
werden bzw. wurden;

3. in welchem Umfang in den Jahren 2010 und 2011 Bundesmittel zur Förderung
von Gedenkstätten an die Verbrechen des Nationalsozialismus in Baden-Würt-
temberg bereitstehen und in welchem Umfang diese voraussichtlich in An-
spruch genommen werden;

4. wie die Zuwendungen nach Ziffern 1, 2 und 3 sich auf die einzelnen Gedenk-
stätten und Projekte verteilen, und – soweit die Förderung durch das Land Ba-
den-Württemberg erfolgt – welchem Förderungstatbestand nach Ziffer 7 der
Grundsätze für die Förderung von Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen
in Baden-Württemberg die Maßnahme jeweils zuzuordnen ist;

Antrag

der Fraktion der CDU, 
der Fraktion GRÜNE,
der Fraktion der SPD und
der Fraktion der FDP/DVP

und

Stellungnahme

des Staatsministeriums

Förderung der Gedenkstätten zur Erinnerung an die Ver-
brechen des Nationalsozialismus in Baden-Württemberg
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5. ob und in welchem finanziellen Umfang Anträge auf direkte Gedenkstätten-
förderung für die Jahre 2010 und 2011 abgelehnt und Anträge im laufenden
Verfahren zurückgezogen wurden und in welchem Umfang solche Entschei-
dungen ggf. auf die Ausschöpfung der vorhandenen Fördermittel der direkten
Gedenkstättenförderung zurückzuführen waren;

6. ob ihr Erkenntnisse darüber vorliegen, dass potenzielle Zuwendungsempfän-
ger im Hinblick auf eine zu erwartende Ausschöpfung der Mittel für die direk-
te Gedenkstättenförderung von einer Antragstellung abgesehen haben und
welchen finanziellen Umfang dies betrifft;

7. wie hoch sie den tatsächlichen Förderbedarf aller Gedenkstätten und deren
projektbezogene Kosten pro Jahr beziffert;

8. wie sie die dezentrale Struktur der Gedenkstätten und deren Vielzahl bewertet,
welche Ansätze der Vernetzung und Zusammenarbeit von Gedenkstätten be-
stehen und wie die Landesregierung diese einschätzt;

9. ob sie die Auffassung teilt, dass die Förderung der Gedenkstätten zur Erinne-
rung an die Verbrechen des Nationalsozialismus der wachsenden Zahl, Be-
deutung und den zunehmenden Aufgaben dieser Einrichtungen angemessen
sein muss und welche Ausweitung ihrer Förderung sie dementsprechend in
Betracht zieht;

10. ob sie Planungen verfolgt, verstärkt wissenschaftliche Kompetenz in For-
schung und Lehre zu fördern, gerade im Hinblick auf die Vorteile der dezen-
tralen Gedenkstättenkonzeption für Forschung zur Lokal- und Regionalge-
schichte, speziell des Nationalsozialismus.

27. 07. 2011

Hauk

und Fraktion

Sitzmann 

und Fraktion

Schmiedel 

und Fraktion

Dr. Rülke 

und Fraktion

B e g r ü n d u n g

Die baden-württembergischen Gedenkstätten zur Erinnerung an Unterdrückung,
Verfolgung und Ermordung von Menschen unter der Herrschaft des National -
sozialismus sind das Kernstück der Erinnerungskultur, die sich den Verbrechen
des Hitler-Regimes und ihrer Verwobenheit in den Alltag zwischen 1933 und
1945 widmet. 

Ihre lokalgeschichtliche Dimension verleiht ihnen eine besondere pädagogische
Wirkungskraft und deshalb sind sie auch unverzichtbarer Bestand unseres Bil-
dungswesens geworden – fast sieben Jahrzehnte nach der Befreiung und damit in
einem Zeitraum, der das Geschehene in eine Vergangenheit zu verbannen droht,
die keine Bezüge zur Gegenwart mehr hat.
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Durch ihre dezentrale Struktur und ihre große Zahl machen die Gedenkstätten
darüber hinaus auf die Ubiquität des Unrechts der nationalsozialistischen
Schreckensherrschaft aufmerksam und bringen so den Auftrag an folgende Gene-
rationen zur Geltung, die freiheitlich-demokratische Grundordnung umfassend
mit Leben zu erfüllen. 

Außerdem gibt es eine traurige, gerade aber deshalb zu würdigende Kausalität: je
kleiner die Zahl der Zeitzeugen wird, deren unmittelbares Erleben die zwölf
Schreckensjahre nacherlebbar macht, desto wichtiger und größer wird die Aufga-
be der Gedenkstätten.

Es ist die umfassende Verantwortung zur Aufrechterhaltung dieser Erinnerung,
die es gebietet, dass das Land sich um eine Förderung der Gedenkstätten an die
Verbrechen des Nationalsozialismus bemüht, welche den Anforderungen, die ge-
sellschaftlich an die Gedenkstätten gestellt werden, ihren hieraus folgenden Auf-
gaben und der seit dem Jahr 1996 von 20 auf 66 gestiegenen und damit mehr als
verdreifachten Zahl von Gedenkstätten angemessen ist.

S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 1. September 2011 Nr. IV-1043.15/354 nimmt das Staatsmi-
nisterium im Einvernehmen mit dem Ministerium für Wissenschaft, Forschung
und Kunst, dem Ministerium für Kultus, Jugend und Sport sowie dem Ministeri-
um für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren zu dem Antrag
wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen, 
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten, 

1. in welchem Umfang die Gedenkstätten zur Erinnerung an die Verbrechen des
Nationalsozialismus in Baden-Württemberg in den Jahren 2010 und 2011 aus
dem Landeshaushalt finanzielle Zuwendungen erhalten haben bzw. erhalten
(über die Landeszentrale für politische Bildung oder andere Kapitel des Lan-
deshaushalts und ggf. andere Stellen); 

2. in welchem Umfang die Gedenkstätten zur Erinnerung an die Verbrechen des
Nationalsozialismus in den Jahren 2010 und 2011 über die finanziellen Zuwen-
dungen hinaus durch das Land mit Sachzuwendungen und Personal gefördert
wurden;

4. wie die Zuwendungen nach Ziffern 1, 2 und 3 sich auf die einzelnen Gedenk-
stätten und Projekte verteilen, und – soweit die Förderung durch das Land Ba-
den-Württemberg erfolgt – welchem Förderungstatbestand nach Ziffer 7 der
Grundsätze für die Förderung von Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen
in Baden-Württemberg die Maßnahme jeweils zuzuordnen ist;

Förderungen durch die Landeszentrale für politische Bildung

Die Landeszentrale für politische Bildung fördert die Arbeit der Gedenkstätten
zur Erinnerung an die Verbrechen des Nationalsozialismus und an den Wider-
stand in Zusammenarbeit mit der Landesarbeitsgemeinschaft der Gedenkstätten
und Gedenkstätteninitiativen in Baden-Württemberg.

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.
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2010 Gesamtbetrag: 220.000 €

2011 Gesamtbetrag: 220.000 €

Davon entfallen im Jahr auf die Förderung von Projekten der Gedenkstätten als

– direkte Förderung: 74.200 €

– indirekte Förderung: 26.000 €

und auf die institutionelle Förderung

– für die Gedenkstätte für die Opfer
der NS-„Euthanasie“, Gomadingen-Grafeneck: 50.000 €

– für das Dokumentationszentrum 
Oberer Kuhberg – KZ-Gedenkstätte, Ulm: 50.000 €.

Die direkte Projektförderung erfolgt für definierte, zeitlich begrenzte Projekte
über ein jährliches Antragsverfahren unmittelbar an einzelne Gedenkstätten. Sie
dient vornehmlich der Sicherung der wissenschaftlichen Grundlagen und der
Schaffung zeitgemäßer Voraussetzungen für die Bildungsarbeit. Dazu gehören
die Erarbeitung didaktischer Hilfsmittel und Ausstellungen, Lehrerfortbildungen
vor Ort sowie die Förderung von bedeutenden Einzel- und Gemeinschaftsprojek-
ten.

Die indirekte Projektförderung umfasst Maßnahmen, die allen Gedenkstätten zu
Gute kommen, wie z. B. eine umfassende Informationsbroschüre zu den Gedenk-
stätten im Land, die Vernetzung untereinander sowie Kontakte und Projekte mit
besonders mit Baden-Württemberg verbundenen Gedenkstätten im Ausland. So-
weit der Etat dies zulässt, werden darüber hinaus qualifizierende Fachtagungen
und Fortbildungen für Ehrenamtliche und Lehrkräfte sowie alljährlich der Eu-
ropäische Tag der Jüdischen Kultur gefördert. 

Die institutionelle Förderung dient dem Aufbau und der Sicherung der ständigen
Arbeit der genannten Einrichtungen und umfasst neben den o. g. Sachaufgaben
auch Personalkosten für hauptamtliche pädagogische Mitarbeiter.

Die Gedenkstätten, die von der Landeszentrale für politische Bildung gefördert
werden, stehen für folgende Verfolgungskomplexe des NS-Terrors: „Frühe“ Kon-
zentrationslager 1933 bis 1934; Politische Verfolgung; „Euthanasie“ und Medi-
zin; Jüdisches Leben und Holocaust: ehemalige Synagogen und jüdische Einrich-
tungen, Deportationen der jüdischen Bevölkerung; Rassismus gegenüber den 
Sinti und Roma; „Späte“ Konzentrationslager 1944 bis 1945: Außenlager der KZ
Natzweiler-Struthof bzw. Dachau und die Todesmärsche; Zwangsarbeit; Wider-
stand.

Die Gedenkstättenarbeit in Baden-Württemberg beruht auf fünf Säulen:

– den historischen, authentischen Orten,

– deren gründlicher, geschichtswissenschaftlicher Aufarbeitung,

– einem differenzierten gedenkstättenpädagogischen Angebot,

– dem ehrenamtlichen Engagement der Bürgerinnen und Bürger und

– der kontinuierlichen Förderung durch das Land, und – noch nicht überall bzw.
in sehr unterschiedlicher Form – durch die Landkreise und Kommunen.

Bis vor wenigen Jahren ging es bei der Förderung vor allem um den notwendigen
Auf- bzw. Ausbau der Gedenkstätten. Dieser Prozess ist weitgehend abgeschlos-
sen. Inzwischen gibt es mehr als 60 Gedenkstätten, im Jahr 1996 waren es 17. 

Heute stehen die Gedenkstätten im Land, die von ca. 200.000 Personen im Jahr
besucht werden, vor neuen Aufgaben. Darin stimmen die Landesarbeitsgemein-
schaft der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen und die Landeszentrale für
politische Bildung überein. Es geht darum:
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– die wissenschaftlichen Grundlagen zu sichern;

– zeitgemäße gedenkstättenpädagogische Angebote der historisch-politischen
Bildung zu machen;

– die lokale, regionale und landesweite Zusammenarbeit zu stärken;

– am regionalen und überregionalen Bildungs- und Kulturangebot mitzuwirken,
um einen Beitrag zur Stärkung der demokratischen Traditionsbildung und Erin-
nerungskultur zu leisten.

Daraus hat sich eine Überarbeitung der Fördergrundsätze ergeben. Diese sind am
20. Juli 2009 in Kraft getreten und legen ein verstärktes Gewicht auf die authen -
tischen Gedenkorte. Sie ermöglichen es, bei der Förderung einen Schwerpunkt
auf besonders innovative Projekte zu setzen und auf Projekte, die unmittelbar an
Gedenkstätten geknüpft sind. Die Förderung von lediglich themenverwandten
Projekten wie etwa Buchprojekten von Einzelpersonen soll dagegen zunehmend
in den Hintergrund treten. 

Für das Jahr 2010 wurden 42 Anträge auf Förderung von 38 Antragstellern ge-
stellt. 2011 wurden 43 Anträge von 31 Antragstellern gestellt. Antragsteller, För-
dertatbestände und Fördersummen sind im Einzelnen in den Anlagen 1 bis 4 dar-
gestellt.

Für die alljährliche Bewilligung der Fördermittel ist der Förderbeirat zuständig.
Dieser ist paritätisch mit Vertretern der Landeszentrale für politische Bildung und
der Landesarbeitsgemeinschaft der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen
besetzt. 

Anlage 1: Übersicht über die Förderanträge und die Fördersummen 2010

Anlage 2: Übersicht über die Förderanträge und Fördersummen 2011

Anlage 3: Aufteilung der Fördersumme nach Fördertatbeständen 2010

Anlage 4: Aufteilung der Fördersumme nach Fördertatbeständen 2011

Förderung durch das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst

Das Haus der Geschichte Baden-Württemberg ist für folgende museale Gedenk-
stätten des Landes zuständig:

– die Stauffenberg-Erinnerungsstätte in Stuttgart,

– die Matthias-Erzberger-Erinnerungsstätte in Münsingen-Buttenhausen,

– die ehemalige Synagoge in Haigerloch,

– das Museum auf dem Hohenasperg,

– das Projekt Gedenkort im Gebäude Dorotheenstraße 10 in Stuttgart (ehema -
liges „Hotel Silber“).

Für Außenstellen bzw. Zweigmuseen des Hauses der Geschichte Baden-Württem-
berg wurden bzw. werden folgende Mittel aufgewendet:

Gesamtbetrag 2010: 238.000 €

– Stauffenberg-Erinnerungsstätte 30.000 €

– Museum auf dem Hohenasperg 183.000 €

– Projekt Gedenkort im Gebäude Dorotheenstraße 10 25.000 €

Gesamtbetrag 2011: 289.000 €

– Stauffenberg-Erinnerungsstätte 30.000 €

– Erzberger-Erinnerungsstätte 37.000 €

– Museum auf dem Hohenasperg 27.000 €

– Projekt Gedenkort im Gebäude Dorotheenstraße 10 195.000 €
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Förderung durch das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen
und Senioren

Gesamtbetrag 2010: 143.000 €

Gesamtbetrag 2011: 143.000 €.

Das Ministerium für Arbeit und Sozialordnung, Familie, Frauen und Senioren för-
dert das Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher Sinti und Roma in Hei-
delberg mit 10 % der Betriebskosten (institutionelle Förderung). Zu den Aktivitä-
ten der Gedenkstätte gehören Gedenkstättenarbeit, historische Recherche und Do-
kumentation, der Aufbau einer umfassenden Bibliothek und Mediathek, Fachta-
gungen und Fortbildungsveranstaltungen. 

Unabhängig davon fördern die Zentren für Psychiatrie in Baden-Württemberg
(ZfP) seit Jahren die Beschäftigung mit bzw. das Gedenken an die Diffamierung,
Stigmatisierung und Ermordung psychisch kranker Menschen in der Zeit des Na-
tionalsozialismus. In den einzelnen ZfP wurden zum Gedenken Mahnmale errich-
tet. Der Gedenktag für die Opfer des Nationalsozialismus am 27. Januar wird von
den ZfP alljährlich zum Anlass für Gedenkveranstaltungen genommen.

Auch die Auseinandersetzung von Jugendlichen mit dem Thema „Euthanasie-Ak-
tion“, Verfolgung und Ermordung geistig Behinderter und psychisch Kranker im
Nationalsozialismus wird von den Zentren pädagogisch unterstützt und begleitet.
So bietet der Standort Weissenau des ZfP Südwürttemberg seit vielen Jahren zum
Gedenktag am 27. Januar für die Schülerinnen und Schüler der Haupt-, Realschu-
len und Gymnasien einen mehrstündigen Geschichtsunterricht zu dieser Thematik
an, welcher intensiv genutzt wird. Auch an anderen Zentren wird die inhaltliche
Gestaltung der Gedenkveranstaltungen in Zusammenarbeit mit den ortsansässigen
Schulen durchgeführt. Außerdem befasst sich derzeit eine zentrenübergreifende
Arbeitsgruppe zur historischen Forschung mit Formen des Gedenkens und mit
den Orten, die im Zusammenhang mit Psychiatrie und sog. Euthanasie stehen.

Mit dem im Auftrag des ZfP Südwürttemberg und der Stadt Ravensburg von den
Künstlern Dr. Horst Hoheisel und Andreas Knitz geschaffenen Mahnmal der
„Grauen Busse“ wird symbolisch an den im Rahmen der sog. „Aktion T 4“
1940/41 erfolgten Transport psychisch kranker Menschen aus damaligen Heil-
und Pflegeanstalten in Vernichtungsanstalten erinnert. Ein „Grauer Bus“ ist in der
historischen Einfahrt am Standort Weissenau dauerhaft installiert. Ein zweiter
„Grauer Bus“ wechselt seinen Standort. Er stand vom Oktober 2009 bis Mai 2010
temporär in Stuttgart.

Förderung durch das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport

Indirekt werden die Gedenkstätten zur Erinnerung an die Verbrechen des Natio-
nalsozialismus in Baden-Württemberg durch die Förderung von Studienfahrten
von Schulklassen und Jugendgruppen unterstützt. Diese Fahrten dienen dazu, jun-
gen Menschen zu ermöglichen, sich mit dem Grauen des Nationalsozialismus und
der totalitären Herrschaft und ihrer Folgen auseinanderzusetzen. Im Jahre 2010
fanden 316 Projekte mit 19.202 Teilnehmern und 1.087 Betreuern statt.

Gesamtbetrag Gedenkstättenfahrten 2010: 72.756 €

Gesamtbetrag Gedenkstättenfahrten 2011: 76.900 €

Darüber hinaus hat das Ministerium für Kultus, Jugend und Sport dem RP Tübin-
gen für die Dokumentationszentrum Oberer Kuhberg – KZ-Gedenkstätte wie in
den Jahren zuvor auch im Schuljahr 2011/2012 Entlastungsstunden zugewiesen.
Um vor Ort Vorbereitungen zum Besuch der KZ-Gedenkstätte durch Schulklas-
sen und außerschulische Jugendgruppen sicherzustellen, sind drei Lehrkräfte aus
den weiterführenden Schularten mit je zwei Stunden beauftragt.
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Baden-Württemberg Stiftung

Gesamtbetrag 2010: 27.000 €

– Antrag des Vereins Gegen Vergessen Für 
Demokratie e. V. auf Förderung der Ausstellung 
„Die KZ-Gedenkstätte Hailfingen-Tailfingen – 
ein Lern- und Gedenkort“: 7.000 €

– Antrag des Verbands Deutscher Sinti und Roma
Landesverband Baden-Württemberg auf Förderung 
von Gedenkveranstaltung und Begleitprogramm mit 
Ausstellung zum 70. Jahrestag der Mai-Deportation: 5.000 €

– Antrag des Vereins KZ-Gedenkstätte Neckarelz e. V. 
Mosbach auf Förderung der Ausstellung „Die neue 
Gedenkstätte Neckarelz – Schule der Erinnerung“: 15.000 €

Finanzielle Unterstützung der Stiftung Auschwitz-Birkenau durch das Land

Baden-Württemberg bekennt sich gemeinsam mit Bund und Ländern zur Verant-
wortung, die Gedenkstätte Auschwitz-Birkenau, die weltweit als das Symbol für
den Holocaust, den beispiellosen Völkermord und den Terror während der natio-
nalsozialistischen Gewaltherrschaft steht, als Mahnmal der europäischen Ge-
schichte zu erhalten. Um den baulichen Erhalt der Gedenkstätte auf eine dauer-
hafte finanzielle Grundlage zu stellen, haben Bund und Länder im Jahr 2010 mit
der Stiftung Auschwitz-Birkenau eine Vereinbarung über eine Zustiftung von ins-
gesamt 60 Mio. € zum Stiftungskapital geschlossen. Die Zustiftung erfolgt in fünf
Jahresraten in den Jahren 2011 bis 2015. Bund und Länder bringen jeweils die
Hälfte dieser Summe auf. Baden-Württemberg beteiligt sich mit einem Betrag
von jährlich rd. 770.000 € bzw. insgesamt 3,841 Mio. €.

3. in welchem Umfang in den Jahren 2010 und 2011 Bundesmittel zur Förderung
von Gedenkstätten an die Verbrechen des Nationalsozialismus in Baden-Würt-
temberg bereitstehen und in welchem Umfang diese voraussichtlich in An-
spruch genommen werden;

Seit 1999 fördert der Bund durch den Beauftragten für Kultur und Medien (BKM)
auf der Grundlage einer Gedenkstättenkonzeption Gedenkstätten und Projekte.
Mit einem Beschluss des Bundestages zur „Fortschreibung der Gedenkstättenkon-
zeption des Bundes“ (BT Drucksache 16/9875) vom 13. November 2008 wurde
die bisherige Praxis modifiziert und eingeschränkt. Die Gedenkstättenförderung
ist demnach in erster Linie von den Ländern wahrzunehmen. Namentlich genann-
te „Gedenkstätten von nationaler Bedeutung“ werden vom Bund institutionell ge-
fördert. Hierbei handelt es sich z. B. um die Gedenkstätten Buchenwald, Mittel-
bau Dora, Dachau, Bergen-Belsen und Flossenbürg; Gedenkstätten in Baden-
Württemberg sind nicht darunter. 

Projektförderung Bund im Rahmen der Gedenkstättenkonzeption

Gesamtbetrag 2010: 19.125 €

Gesamtbetrag 2011: 26.700 €

jeweils für das Dokumentationszentrum Oberer Kuhberg – KZ-Gedenkstätte, Ulm

Der BKM fördert außerdem das Dokumentations- und Kulturzentrum Deutscher
Sinti und Roma mit einem Finanzierungsanteil von 90 % der Betriebskosten; die
Gesamtförderung betrug 2010 und 2011 je 1,283 Mio. €.

Die Einrichtung des Museums auf dem Hohenasperg wurde 2010 mit Bundesmit-
teln aus dem Zukunftsinvestitionsprogramm in Höhe von 321.000 € gefördert.
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5. ob und in welchem finanziellen Umfang Anträge auf direkte Gedenkstättenför-
derung für die Jahre 2010 und 2011 abgelehnt und Anträge im laufenden Ver-
fahren zurückgezogen wurden und in welchem Umfang solche Entscheidungen
ggf. auf die Ausschöpfung der vorhandenen Fördermittel der direkten Gedenk-
stättenförderung zurückzuführen waren; 

6. ob ihr Erkenntnisse darüber vorliegen, dass potenzielle Zuwendungsempfänger
im Hinblick auf eine zu erwartende Ausschöpfung der Mittel für die direkte Ge-
denkstättenförderung von einer Antragstellung abgesehen haben und welchen
finanziellen Umfang dies betrifft; 

Nach Mitteilung der Landeszentrale für politische Bildung vermittelt die weit -
gehende Übereinstimmung von gestellten und bewilligten Förderanträgen der Ge-
denkstätten kein umfassendes Abbild des tatsächlichen Förderbedarfs vor Ort. 

Das lässt sich zum einen auf den seit vielen Jahren unveränderten Umfang der zur
Verfügung stehenden Mittel zurückführen. Seit 2005 belaufen sich die Summen, die
der Landeszentrale für politische Bildung zur Verfügung stehen, auf 74.200 € zur
direkten Förderung und 26.000 € zur indirekten Förderung (siehe auch Ziffer 1). 

Weitere Ursache ist das Verfahren der Förderung, das sich wiederum aus der un-
veränderten Höhe des Förderbudgets ergibt. Der Förderbeirat hat von Anfang an
einhellig die Ansicht vertreten, dass zur Förderung des weiteren Aufbaus der Ge-
denkstätten sowohl qualifiziert als auch möglichst breit gefördert werden soll.
Hierzu wurden Fördergrundsätze formuliert und weiterentwickelt. Seit Juli 2009
gilt die Neufassung (siehe auch Ziffer 1).

Die Förderung erfolgt in der Regel als Fehlbetragsfinanzierung und ist subsidiär
gegenüber anderen Finanzierungsmitteln wie etwa Eigenmitteln, Einnahmen
und Leistungen von Dritten. Die Förderung pro Antragsteller soll in der Regel
10 % des jährlichen Ansatzes für Projektförderung nicht überschreiten. Aller-
dings werden Anträge von über 3.000 € nur in seltenen Fällen genehmigt, um
möglichst viele Projekte bei der Verteilung der Fördermittel berücksichtigen zu
können. 

Im Ausnahmefall kann eine Bewilligung die Fördergrenze überschreiten. Unter
der Beratung der Landeszentrale für politische Bildung wurde im Jahr 2011 das
innovative Pionierprojekt des Netzwerks Gäu-Neckar-Alb außerhalb der Regel-
förderung mit einem einmaligen Betrag von 10.000 € bedacht (siehe auch Ant-
wort zu Ziffer 8). Weitere Projekte dieser Art sind jedoch nicht möglich, ohne das
Gesamtkonzept der Förderung zu gefährden.

Beide o. g. Faktoren haben dazu geführt, dass sich bei den Gedenkstätten eine de-
fensive Antragskultur entwickelt hat. Anträge werden unter bestimmten Voraus-
setzungen gar nicht erst gestellt. Die Gedenkstätten richten die beantragte Förde-
rung meistens sehr eng an der üblichen maximalen Fördersumme von 3.000 € aus.
Im Regelfall bleiben sie unter diesem Betrag. Die Gedenkstätten zögern aus die-
sem Grund auch, großangelegte Projekte anzugehen. 

7. wie hoch sie den tatsächlichen Förderbedarf aller Gedenkstätten und deren
projektbezogenen Kosten pro Jahr beziffert;

Die Antragssituation und die Bewilligungen spiegeln den tatsächlichen Bedarf
der Gedenkstätten an Förderung nur unzureichend wider. Eine bessere Orientie-
rung gibt die Relation zwischen den von den Antragstellern aufgewandten Ge-
samtkos ten der Projekte und dem Anteil, den die Förderung durch die Landes-
zentrale für politische Bildung ausmacht. So wurden im Jahr 2010 von den Ge-
denkstätten Projekte mit Gesamtkosten im Umfang von rd. 340.000 € durchge-
führt. Dem stand eine Bewilligungssumme in Höhe von insgesamt 75.745 € ge-
genüber. 

Die Zahl der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen, die Fördermittel bean-
tragen können, ist von 17 im Jahr 1996 auf heute 60 gestiegen. Die Fördersumme
pro Projekt ist hingegen deutlich niedriger geworden. So erhielten im Jahr 1996
21 Projekte eine direkte Förderung von durchschnittlich umgerechnet 2.481 €; im
Jahr 2010 wurden 38 Projekte durchschnittlich mit 1.947 € gefördert. Auch die in-
direkte Förderung der Gedenkstättenlandschaft hat mit der Entwicklung nicht
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Schritt gehalten. 1996 standen umgerechnet 10.891 € zur Verfügung; 2010 waren
es 26.000 €. 

Am Beispiel der beiden vom Land institutionell geförderten Gedenkstätten Gra-
feneck (seit 2004) und Oberer Kuhberg (seit 2009) zeigt sich, wie gewinnbrin-
gend die Mittel in der Gedenkstättenarbeit angelegt sind. 

Die Zahl der Besuchergruppen der „Euthanasie“-Gedenkstätte Grafeneck steigt
seit Beginn der institutionellen Förderung kontinuierlich. Sie liegt heute bei 
ca. 300 im Jahr. Ein großer Teil besteht aus Schulklassen. Das Angebot an
Führungen und Fortbildungen wächst ständig; sie sind bis ins nächste Jahr hinein
ausgebucht. Einige Anfragen mussten wegen Überlastung abgelehnt werden. Ins-
gesamt kommen heute ca. 20.000 Personen jährlich nach Grafeneck. Besonders
das Angebot für Schüler wird beständig ausgebaut. Die Vernetzung mit anderen
Gedenkstätten entfaltet sich auf regionaler und internationaler Ebene.

Wie in Grafeneck steigen auch am Dokumentationszentrum Oberer Kuhberg in
Ulm die Besucherzahlen stetig auf derzeit 10.000 im Jahr, davon 8.000 aus Schu-
len, und das Angebot verbreitert sich. Das Dokumentationszentrum hat u. a. einen
Leitfaden für die pädagogische Arbeit entwickelt, der anderen Gedenkstätten
wichtige Impulse gibt. Es hat zudem in dem landesweit bisher einzigartigen Pro-
jekt „Was geht mich eure Geschichte an“ mit Jugendlichen aus Einwandererfami-
lien einen Baustein zum interkulturellen Geschichtslernen zur NS-Zeit geschaf-
fen.

8. wie sie die dezentrale Struktur der Gedenkstätten und deren Vielzahl bewertet,
welche Ansätze der Vernetzung und Zusammenarbeit von Gedenkstätten be -
stehen und wie die Landesregierung diese einschätzt; 

Die Gedenkstätten zur Erinnerung an die Verbrechen des Nationalsozialismus
und an den Widerstand sind über das ganze Land verteilt (vgl. Anlage 5: Land-
karte mit den Gedenkstätten in Baden-Württemberg). Hierzu der Historiker Peter
Steinbach: „Die in Baden-Württemberg entstandenen Gedenkstätten verdeut -
lichen (so) die Vielfalt nationalsozialistischer Gewaltverbrechen: die politische
Verfolgung und kulturell motivierte Vertreibung, Rassenhass, Übergriffe, Ver -
brechen an sogenannten ‚Geisteskranken‘, an Sinti und Roma, Zwangsarbeitern
und Kriegsgefangenen, die Verbrechen des Völkermords.“ (siehe „Orte des Ge-
denkens und Erinnerns in Baden-Württemberg“, Schriften zur politischen Landes-
kunde, Band 35, herausgegeben von der Landeszentrale für politische Bildung,
2007).

Die Vielzahl der Gedenk- und Erinnerungsstätten im Land belegt, wie umfassend
und allgegenwärtig die Verfolgungskomplexe des NS-Terrors in der Fläche von
Baden, Württemberg und Hohenzollern waren, auch wenn es keine mit den Zen-
tren der NS-Verbrechen vergleichbaren Einrichtungen gab. Das Netz der ver-
gleichsweise kleinen KZ-Außenkommandos war umfangreich.

Von den ca. 200.000 Besuchern der Gedenkstätten im Jahr sind 40,5 % Jugend -
liche. Gedenkstätten ermöglichen es jungen Menschen, den lokalen und regio -
nalen historischen Bezügen in der eigenen Umgebung nachzuspüren. Sie zeigen
auf greifbare Weise, zu welchen Handlungen Menschen unter totalitärem Einfluss
fähig sind. Sie halten durch ihre Authentizität das Erinnern an die Gräueltaten der
Nationalsozialisten wach bzw. vermitteln gerade jungen Menschen eine Vorstel-
lung davon. 

Auf diese pädagogische Relevanz verweist die von allen Fraktionen des Landtags
mitgetragene Konzeption „Kultur 2020“: „Gedenkstätten erfüllen mit ihrer
pädagogischen Arbeit in besonderer Weise den Auftrag nach Artikel 12 der Lan-
desverfassung, zu freiheitlicher demokratischer Gesinnung zu erziehen.“

Die von den Gedenkstätten angebotenen Arbeitsformen entsprechen dem Bil-
dungsplan 2004. Die Gedenk- und Erinnerungsstätten werden zunehmend im
Rahmen der Bildungspläne für qualifizierte Unterrichtsformen genutzt. Die Nach-
frage ist aus diesem Grund in den vergangenen Jahren sprunghaft angestiegen.
Die erbrachten Leistungen lassen sich in Arbeitseinheiten bündeln, die mit den
notwendigen Vor- und Nacharbeiten auf jeweils vier Stunden veranschlagt wer-
den können. Zusammengenommen ergeben sich im Jahresdurchschnitt insgesamt
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4.504 Arbeitseinheiten von jeweils 4 Stunden, davon für Führungen, Kulturveran-
staltungen, Kinder- und Jugendgruppen 3.274 und für besonders qualifizierte An-
gebote im schulischen Bereich: 1.230 Arbeitseinheiten. Dieser Beitrag zur schuli-
schen und außerschulischen Bildung wie der Erwachsenenbildung entspricht bei
Anrechnung von 220 Arbeitstagen jährlich dem Aufwand von rund 10,25 Voll-
zeitkräften.

Die dezentrale Gedenkstättenlandschaft in Baden-Württemberg ist von großer 
zivilgesellschaftlicher Bedeutung. Die Gedenkstätten wurden meist ehrenamtlich
mit viel Ausdauer und zuweilen gegen den lokalen Widerstand aufgebaut und der
Öffentlichkeit zugänglich gemacht. Die Vielzahl der Gedenk- und Erinnerungs-
stätten zeigt, dass im Land eine gewachsene Kultur des Erinnerns an die NS-Zeit
besteht.

Die Landesarbeitsgemeinschaft der Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen
bün delt die zumeist ehrenamtliche Arbeit der Gedenkstätten im Land. Sie ist ein
Netzwerk zum Erfahrungsaustausch und zur Interessensvertretung sowie für Koope-
rationen wie etwa am jährlichen Veranstaltungstag „Europäischer Tag der Jüdischen
Kultur“ am ersten Sonntag im September (zusammen mit Partnern im Elsass).

Die Gedenkstätten und Gedenkstätteninitiativen arbeiten zunehmend auch vor Ort
zusammen:

– Im April 2010 haben sich zehn Gedenkstätten zu dem „Gedenkstättenverbund
Gäu-Neckar-Alb e. V.“ mit Sitz in Horb am Neckar zusammengeschlossen. Ein
auf drei Jahre angelegtes Pilotprojekt soll die Kooperation mit professioneller
Hilfe festigen, einen Perspektivplan für die Gedenkstätten erarbeiten, die pädago-
gische Arbeit und insbesondere die Verbindung zu den weiterführenden Schulen
ausbauen und – vor allem – junge Leute für die Gedenkstätten interessieren. Das
landesweit einzigartige Vorhaben wird von der Landeszentrale für politische Bil-
dung, den Vereinen und betroffenen Landkreisen (Freudenstadt, Tübingen, Rott-
weil und Zollernalb) sowie von den Oberschwäbischen Elektrizitätswerken
(OEW) finanziert. Eine erste Untersuchung zur Struktur der Mitglieder im Ge-
denkstättenverbund zeigt, wie wichtig das Vorgehen ist: Von den Vereinsmitglie-
dern sind 77 % über fünfzig Jahre alt, nur 1 % ist jünger als Dreißig.

– Die Gedenkstätten Grafeneck und Buttenhausen, das Psychiatriemuseum Zwie-
falten, Gruorn und der Truppenübungsplatz Münsingen u. a. haben gemein -
sames Informationsmaterial veröffentlicht. 

– Die Gedenkstätten, die zu den zahlreichen KZ-Außenstellen des KZ Natzwei-
ler-Struthof zählten, haben sich zusammengeschlossen. Die Arbeitsgemein-
schaft ist europaweit orientiert und hat eine vielbeachtete Handreichung der
Landeszentrale für politische Bildung zum Besuch der Gedenkstätte in den Vo-
gesen erarbeitet. 

Die Arbeitsgemeinschaft der „Wüste“-Außenlager des KZ Natzweiler-Struthof
am Albtrauf erarbeitet innerhalb des Verbunds Gäu-Neckar-Alb eine gemein -
same historische Darstellung. Sie soll innerhalb einer Publikationsreihe der
Landeszentrale für politische Bildung als Lese- und Arbeitsheft „MATERIA-
LIEN“ erscheinen. In dieser Reihe, die vielfach in Schulen eingesetzt wird, lie-
gen bereits Veröffentlichungen zu Grafeneck, zum Schicksal der Rexinger Ju-
den, zu den Deportationen aus Baden sowie zu den Deportationen aus Würt-
temberg und Hohenzollern vor.

– Europaweit vernetzt haben sich die ehemaligen „Euthanasie“-Anstalten, um
Forschungsarbeiten zu einem Grundlagenwerk zusammenzutragen.

– Die Erinnerung vornehmlich an die jüdische Geschichte bündeln die Arbeitsge-
meinschaft der Museen, Archive und Gedenkstätten im Landkreis Schwäbisch
Hall, die AG Jüdisches Leben im Kraichgau und die AG der Gedenkstätten
Südlicher Oberrhein (Offenburg, Kippenheim, Emmendingen, Breisach a.
Rhein, Sulzburg).

– Auch am Bodensee formieren sich Gedenkstätten zur gemeinsamen Arbeit, et-
wa bei der Gestaltung der Überlinger Jüdischen Kulturtage. Beteiligt sind die
Picard-Gedenkstätte in Wangen, die Dokumentationsstätte Goldbacher Stollen
und KZ Aufkirch bei Überlingen sowie das Bürgerhaus Gailingen, Zentrum jü-
discher Geschichte und Kultur am Bodensee und Hochrhein.
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Zusammenfassend lässt sich feststellen: Die Zusammenarbeit der Gedenkstätten
wächst. Grundlage ist die gemeinsame Erkenntnis, dass es diese Gedenk- und Er-
innerungsorte für die Zukunft zu bewahren gilt. Bereits erkannte, aber auch weiter
zu verfolgende Voraussetzungen dafür sind Kooperation, Professionalisierung
und Verankerung des Anliegens in den nachwachsenden Generationen. 

9. ob sie die Auffassung teilt, dass die Förderung der Gedenkstätten zur Erinnerung
an die Verbrechen des Nationalsozialismus der wachsenden Zahl, Bedeutung
und den zunehmenden Aufgaben dieser Einrichtungen angemessen sein muss und
welche Ausweitung ihrer Förderung sie dementsprechend in Betracht zieht;

Die vom Landtag gemeinsam verabschiedete Konzeption „Kultur 2020. Kunst -
politik für Baden-Württemberg“ enthält ein klares Bekenntnis zu den Aufgaben
und Leistungen der Gedenkstätten (vgl. S. 287 ff.). „Gedenk- und Erinnerungs-
stätten sind Teil unserer politischen Kultur. Sie erinnern an Unterdrückung, an
Verfolgung und Ermordung von Menschen unter der Herrschaft des National -
sozialismus, aber auch an Widerstand und Verweigerung … Die Erinnerung
mahnt zur Menschenwürde, zu Freiheit, Demokratie und Zivilcourage. Sie ist Teil
unserer demokratischen Traditionsbildung.“

Die Gedenkstätten leisten „auch historische Grundlagenarbeit. Ihre Publikationen,
Archivalien, Ausstellungen, Veröffentlichungen, Veranstaltungen und speziellen
Bildungsangebote sind ein spezifischer und unverzichtbarer Beitrag zur Geschichts-
schreibung und zur historisch-politischen Bildung der Bürgerinnen und Bürger.“

Heute stehen die Gedenkstätten zur Erinnerung an die Verbrechen des National-
sozialismus und des Widerstands in Baden-Württemberg vor wichtigen Zukunfts-
aufgaben. Der zeitliche Abstand zur NS-Zeit wächst. Die Zeitzeugen verstum-
men. Mehr als zwei Drittel der Deutschen sind nach 1945 geboren. Weniger als
15 Prozent der Bevölkerung haben den Nationalsozialismus als Jugendliche oder
Erwachsene erlebt. Zugleich verfügt ein wachsender Teil der Bevölkerung auch
in Baden-Württemberg über Migrationshintergrund und bringt andere Gedächt-
nisgeschichten ein. Der Heidelberger Historiker Edgar Wolfrum spricht aus die-
sen Gründen von einem „Gezeitenwechsel der Erinnerung“ (Gedenkstättenkon-
gress Karlsruhe, 2005). Den gesellschaftlichen Wandel gilt es auch in den Ge-
denk- und Erinnerungsstätten mit zu vollziehen. 

Die Bildungspläne des Landes empfehlen die Nutzung von Gedenkstätten als
außerschulische Lernorte im Rahmen des Geschichtsunterrichts und von Projek-
ten. Aus diesem Anspruch und den Anforderungen, die sich durch den generatio-
nellen Wandel ergeben, leitet sich ein ständig zunehmender Bedarf an Bildungs-
angeboten ab. 

Die Gedenkstätten, die zum überwiegenden Teil von Vereinen und somit von eh-
renamtlich engagierten Bürgern getragen werden, stehen damit vor folgenden
Herausforderungen:

– Die pädagogische Qualifizierung des ehrenamtlichen Personals muss auf- und
ausgebaut werden. Wo keine Zeitzeugen mehr sind, bedarf es einer pädago-
gisch reflektierten, fachlich qualifizierten Vermittlungsarbeit. Diese Herausfor-
derung stellt sich besonders in Gedenkstätten mit vielen Besuchen von Schul-
klassen. 

– Didaktische Mittel zu einzelnen Gedenkstätten müssen erarbeitet werden. Die-
se Publikationen informieren über unterschiedliche pädagogische Möglichkei-
ten, den Besuch in der Gedenkstätte zu gestalten. Sie bieten analytische und
kreative, auf die jeweiligen Adressaten zugeschnittene Lernangebote. Notwen-
dig sind auch zeitgemäße, schul- und unterrichtsübliche methodische Hilfsmit-
tel wie interaktive Datenstationen, internetfähige PC’s zur Vor-Ort-Recherche,
Beamer, Präsentationen, Datenbanken etc.

– Für Jugendliche nicht-deutscher Herkunft müssen geeignete Zugangsmöglich-
keiten zur Geschichte des Nationalsozialismus erarbeitet werden. Die Gedenk-
stätten können auf diesem Feld wichtige Pionierarbeit leisten. Auch sie haben
mit dem allgemein wachsenden Anteil von Schülern mit Migrationshintergrund
zu tun. Die Einwanderung hat in Deutschland zu einer Vielfalt von Erinnerun-
gen an historische Ereignisse geführt.
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– Zeitzeugenvorträge müssen durch neue Formen der Vermittlung ersetzt wer-
den. Die Gedenkstätten stehen vor der Aufgabe, die Berichte und Nachlässe 
der Zeitzeugen zu sichern, um dieses Erbe der Öffentlichkeit zugänglich zu
machen. Es gilt, besonders die Jugendlichen zu erreichen. Auch das setzt mo-
derne Mittel der Aufbereitung voraus. 

– Wechselnde Angebote in den Gedenkstätten müssen unterstützt werden. Dies
trägt dazu bei, deren Attraktivität zu erhöhen und das Aufkommen der Be -
sucher, besonders von Jugendlichen, zu verstetigen.

– Maßnahmen für den Generationswechsel in den Gedenkstätten müssen geför-
dert werden. Die ersten Gründer ziehen sich aus Altersgründen zurück. Um
fortzubestehen, müssen die Gedenkstätten für die ehrenamtlichen Aufgaben
Nachwuchs gewinnen. Dies erfordert die aktive Suche und gezielte Kontakt-
aufnahme. Es gilt die vielfältigen Möglichkeiten, die Gedenkstätten zum Enga-
gement bieten, zeitgemäß zu kommunizieren. 

– Die Vernetzung der Gedenkstätten und ihres Personals muss vorangetrieben
werden. Der Austausch untereinander ergibt Synergieeffekte. Die Kooperation
mit den Akteuren der regionalen Bildungsinstitutionen, Kulturträger und zivil-
gesellschaftlichen Organisationen befördert die pädagogische Arbeit. 

Der Koalitionsvertrag von 2011 würdigt die dezentrale Struktur und die Vielfalt der
Gedenkstätten: „Die Erinnerungskultur, die in zahlreichen lokalen und regionalen
Initiativen in den vergangenen Jahren einen neuen und gewichtigen Stellenwert im
öffentlichen Leben bekommen hat, braucht Verstetigung und Verlässlichkeit.“

Die Landesregierung ist der Auffassung, dass die Förderung den o. g. Verände-
rungen und Herausforderungen Rechnung tragen muss. Es bedarf einer angemes-
senen und auskömmlichen Förderung dieser Bürgerprojekte durch das Land, die
Landkreise und Kommunen. 

Die Fördermittel des Landes sind für die Gedenkstätten von großer Bedeutung.
Diese Einrichtungen werden meist von Vereinen getragen und verfügen über eine
geringe eigene Finanzkraft. Hinzu kommt, dass die Kommunen ihre Beteiligung
häufig an der Förderung des Landes orientieren. In den letzten Jahren hat die fi-
nanzielle Ausstattung der Gedenkstätten mit ihrer wachsenden Bedeutung als po-
litischer und historischer Lernort nicht Schritt gehalten. Dies wirkt sich bremsend
auf die Arbeit der Gedenkstätten aus. Die Folge ist, dass notwendige Innovatio-
nen etwa in der pädagogischen Vermittlung lediglich unzureichend umgesetzt,
zeitlich aufgeschoben oder womöglich gar nicht auf den Weg gebracht werden.

Ob und ggf. in welcher Höhe in den Haushaltsjahren 2012 ff. zusätzliche Mittel
für die Gedenkstättenförderung zur Verfügung gestellt werden, ist im Gesamtkon-
text der finanziellen Rahmenbedingungen (Schuldenbremse, Ausgabenmoratori-
um, etc.) bei der Aufstellung des jeweiligen Haushalts zu entscheiden. Die Lan-
desregierung wird sich im Rahmen ihrer finanziellen Möglichkeiten entsprechen-
den Überlegungen nicht verschließen. 

10. ob sie Planungen verfolgt, verstärkt wissenschaftliche Kompetenz in For-
schung und Lehre zu fördern, gerade im Hinblick auf die Vorteile der dezen-
tralen Gedenkstättenkonzeption für Forschung zur Lokal- und Regionalge-
schichte, speziell des Nationalsozialismus.

In Baden-Württemberg gibt es hohe wissenschaftliche Kompetenz zur Erforschung
des Nationalsozialismus. An nahezu allen Universitäten – selbst an den naturwis-
senschaftlich-technisch orientierten Universitäten des Landes, d. h. auch am Karls-
ruhe Institut für Technologie (KIT) und an der Universität Stuttgart – gibt es Profes-
suren, die Forschungsschwerpunkte in der Geschichte des Nationalsozialismus aus-
gewiesen haben. Häufig spielt dabei auch der regionalgeschicht liche Bezug eine
Rolle. Im Hinblick darauf ist von Seiten des Wissenschaftsminis teriums ein Aufbau
zusätzlicher Forschungskompetenz auf diesem Gebiet derzeit nicht vorgesehen. Die
Vielfalt der regionalen Initiativen ist eine Stärke der Gedenkstättenarbeit im Land.
Sie zeigt, wie sehr die Erinnerungskultur in der Bevölkerung verankert ist.

Krebs

Ministerin im Staatsministerium
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Anlage 1 

Förderanträge für 2010 
(Beiratssitzung vom 12.11.2009) 
Stand 31.7.2011 

Alle Anträge nach Ziffer 7 der Grundsätze für die Förderung: Förderfähige Maßnahmen  
(nach Kategorien geordnet, ohne Angabe der einzelnen Einrichtungen) 

7.1 Historisch-politische Bildungsmaßnahmen 

Maßnahmen wie Seminarkurse GFS, Schulprojekte, Zeitzeugenvortrag, Vorträge 
Insgesamt: 5.970,00 Euro (Fördersumme laut Förderplan)  
8,63 Prozent Anteil an Fördersumme 

7.2.1 Didaktische Hilfsmittel 

Maßnahmen wie technische Ausstattung, Beschaffung, Ausstellungserweiterung 
Insgesamt: 7.900,00 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
11,4 Prozent Anteil an Fördersumme 

7.2.2 Gedenkstättenpädagogische Maßnahmen 

Maßnahmen wie Katalog, Flyer, Broschüren-Neugestaltung, Flyer zweisprachig 
Insgesamt: 12.472,00 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
18 Prozent Anteil an Fördersumme 

7.3.1 Wissenschaftliche Forschung und Dokumentationen 

Maßnahmen wie Kurse mit Schülern, Recherchen für Publikationen, Recherche und 
Videoprojekt, Videodokumentation 
Insgesamt: 15.900,00 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
23 Prozent Anteil an Fördersumme 

7.3.2 Konservatorische Maßnahmen 

Maßnahmen wie Aufarbeitung von Fotosammlung, Restaurierung, Schrank zur sachgemäßen 
Aufbewahrung von Inventar 
Insgesamt 2.300 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
3,3 Prozent Anteil an Fördersumme 
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Insgesamt 8.310,00 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
12 Prozent Anteil an Fördersumme 

7.5 Seminare und Fachtagungen mit örtlichem Bezug 

Maßnahmen wie Kulturwochen, Zuschüsse zum Programm 
Insgesamt 2.000 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
2,9 Prozent 

7.6 Bedeutende Einzel- oder Gemeinschaftsprojekte 

Maßnahmen wie Dauerausstellung, Plakat, 
Insgesamt 10.330 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
15 Prozent Anteil an Fördersumme 

7.7 Herausragende Veranstaltungen 

Maßnahmen wie Dauerausstellung, Plakat, Tagung 
Insgesamt 4000 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
5,78 Prozent (Fördersumme laut Förderplan) 

Summe insgesamt: 69.182 Euro

7.4 Eigene Ausstellungen 

Maßnahmen wie Ausstellungen 
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Anlage 2 

Förderanträge für 2011 
(Beiratssitzung vom 4.11.2010) 
Stand 31.7.2011 

Alle Anträge nach Ziffer 7 der Grundsätze für die Förderung: Förderfähige Maßnahmen  
(nach Kategorien geordnet, ohne Angabe der einzelnen Einrichtungen) 

7.1 Historisch-politische Bildungsmaßnahmen 

Maßnahmen wie Seminarkurse GFS, Schulprojekte, Zeitzeugenvortrag, Vorträge 
Insgesamt: 9.175 Euro (Fördersumme laut Förderplan)  
12,1 Prozent Anteil an Fördersumme 

7.2.1 Didaktische Hilfsmittel 

Maßnahmen wie technische Ausstattung, Beschaffung, Ausstellungserweiterung 
Insgesamt: 7.714 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
10,2 Prozent Anteil an Fördersumme 

7.2.2 Gedenkstättenpädagogische Maßnahmen 

Maßnahmen wie Katalog, Flyer, Broschüren-Neugestaltung, Flyer zweisprachig 
Insgesamt: 14.067,43 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
18,6 Prozent Anteil an Fördersumme 

7.3.1 Wissenschaftliche Forschung und Dokumentationen 

Maßnahmen wie Kurse mit Schülern, Recherchen für Publikationen, Recherche und 
Videoprojekt, Videodokumentation 
Insgesamt: 16,600 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
21,9 Prozent Anteil an Fördersumme 

7.3.2 Konservatorische Maßnahmen 

7.4 Eigene Ausstellungen 

Maßnahmen wie Ausstellungen 
Insgesamt 5.700 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
7,5 Prozent Anteil an Fördersumme 
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7.5 Seminare und Fachtagungen mit örtlichem Bezug 

Maßnahmen wie Kulturwochen, Zuschüsse zum Programm 
Insgesamt 1.200 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
1,6 Prozent 

7.6 Bedeutende Einzel- oder Gemeinschaftsprojekte 

Maßnahmen wie Dauerausstellung, Plakat, 
Insgesamt 11.289 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
14,9 Prozent Anteil an Fördersumme 

7.7 Herausragende Veranstaltungen 

Maßnahmen wie Dauerausstellung, Plakat, Tagung 
Insgesamt 10.000 Euro (Fördersumme laut Förderplan) 
13,2 Prozent (Fördersumme laut Förderplan) 

Summe insgesamt: 75.745,43 Euro
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